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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EG-Richtlinien Funkstörungen 


A. Zielsetzung 

Aufgrund der Richtlinie 83/447/EWG der Kommission der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften vom 18. August 1983 sind die Mit- 
gliedstaaten verpflichtet, innerhalb von zwei Monaten die 
Kennzeichnungspflicht von Geräten und Leuchten mit einem 
amtlichen Prüfzeichen aufzuheben. 

Künftig muß eine in eigener Verantwortung des Herstellers 
oder Importeurs gefertigte Bescheinigung gleichwertig wie 
ein amtliches Prüfzeichen anerkannt werden. 


B. Lösung 

Das Durchführungsgesetz EG-Richtlinien Funkstörungen 
wird entsprechend dem beigefügten Gesetzentwurf geändert. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten bela- 
stet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Februar 1984 

14 (34) — 961 07 — Fu 5/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Durchführungsgesetzes EG-Richtlinien 
Funkstörungen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 531. Sitzung am 3. Februar 1984 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwen- 
dungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EG-Richtlinien Funkstörungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EG-Richtlinien Funk- 
störungen vom 4. August 1978 (BGBL I S. 1180) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „unter Num- 
mer 3“ gestrichen. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Serienmäßig hergestellte Geräte und Leuch- 
ten dürfen nur in den Verkehr gebracht wer- 
den, wenn sie zum Nachweis der Überein- 
stimmung mit den Vorschriften dieses Geset- 
zes 

1. mit einem Prüfzeichen gekennzeichnet 
sind, das auf Grund einer vorherigen Ty- 
penprüfung durch eine amtlich ermäch- 
tigte Stelle erteilt worden ist, oder 

2. mit einer Bescheinigung dieses Inhalts in 
deutscher Sprache versehen sind, die vom 


Hersteller oder Importeur auszustellen 
und auf der Gebrauchsanweisung oder 
dem Garantieschein zu vermerken oder 
auf dem Gerät oder der Leuchte anzubrin- 
gen ist.“ 

2. In § 6 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „ge- 
kennzeichnet“ die Worte „oder nicht mit der vor- 
geschriebenen Bescheinigung versehen“ einge- 
fügt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 18. Oktober 
1983 in Kraft. Die Änderung der Bußgeldvorschrift 
(Artikel 1 Nr. 2) tritt jedoch erst am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Das Durchführungsgesetz EG-Richtlinien Funkstö- 
rungen (FunkStörG) wurde am 4. August 1978 erlas- 
sen, um die Richtlinien des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften 76/889/EWG und 76/890/EWG 
(ABI. EG Nr. L 336 S. 1 bis 29) in nationales Recht 
umzusetzen. 

In den genannten Richtlinien wurde jeweils unter 
Artikel 3 vorgesehen, daß der Hersteller oder Im- 
porteur in eigener Verantwortung bescheinigt, daß 
das betreffende Gerät den Vorschriften der jeweili- 
gen Richtlinie entspricht. 

Die Verwendung von Prüfzeichen oder Bescheini- 
gungen der Organisationen, die jeder Mitgliedstaat 
den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission 
mitteilt, befreit von dieser Bescheinigung. 

Weiterhin wurde im selben Artikel unter Absatz 3 
vorgesehen: 

„Die Mitgliedstaaten können fordern, daß die Über- 
einstimmung der Geräte mit den Vorschriften die- 
ser Richtlinie während eines Zeitraums von 5 V 2 
Jahren nach Bekanntgabe dieser Richtlinie durch 
Prüfzeichen oder Bescheinigungen bestätigt wird, 
die aufgrund einer vorherigen Typenprüfung im 
amtlichen Auftrag erteilt werden.“ 

Diese Formulierung war seinerzeit bei der Bera- 
tung der EG-Richtlinien 76/889/EWG und 76/890/ 
EWG entsprechend dem in Drucksache 7/673 doku- 
mentierten Ersuchen des Deutschen Bundestages 
von den Vertretern der Bundesrepublik Deutsch- 
land nachdrücklich gefordert worden. 

Hiermit sollte ermöglicht werden, die jahrzehnte- 
langen guten Erfahrungen mit Präventivkontrollen 
zur vorbeugenden Verhinderung von FunkstÖrun- 
gen fortzusetzen. 

Die Befristung auf 5 V 2 Jahre entstand als Kompro- 
miß zwischen Befürwortern und Gegnern von Prä- 
ventivkontrollmaßnahmen. 

Das Verfahren zum Erlaß von Maßnahmen für die 
Zeit nach Ablauf der Frist von 5 V 2 Jahren wurde in 
Artikel 8 der EG-Richtlinie 76/889/EWG festgelegt. 

Hiernach hätte die Kommission vor dem 9. Mai 
1982 eine gemeinschaftliche Regelung vorschlagen 
müssen. 

Sie tat dies jedoch erst am 16. Mai 1983 (EG-Dok. 
Nr. 7105/83). 

Die Kommission schlug vor, Artikel 3 Abs. 3 der 
Richtlinie 76/889/EWG und Artikel 3 Abs. 3 der 
Richtlinie 76/890/EWG ersatzlos zu streichen. 


Über diesen Vorschlag wurden der Deutsche Bun- 
destag und der Bundesrat unterrichtet (Druck- 
sachen 10/134 bzw. 259/83). Der Deutsche Bundes- 
tag hat daraufhin die Bundesregierung ersucht, die 
Prüf pflicht auf die Mitgliedstaaten auszudehnen 
oder, falls das nicht gelingt, eine Verlängerung der 
Übergangsfrist zur Änderung des Funkstörgesetzes 
auf neun Monate anzustreben (Drucksache 10/242). 

Da der Rat innerhalb der Frist von drei Monaten, 
nachdem ihm der Vorschlag übermittelt worden 
war, keinen Beschluß gefaßt hatte, wurden die vor- 
geschlagenen Maßnahmen gemäß Artikel 8 Abs. 3 
Buchstabe c der Richtlinie 76/889/EWG von der 
Kommission getroffen (Richtlinie 83/447/EWG der 
Kommission vom 18. August 1983, ABI. EG Nr. L 247 
S. 10). 

Das Durchführungsgesetz EG-Richtlinien Funkstö- 
rungen muß an diese Richtlinie angepaßt werden. 

Durch die Gesetzesänderung ergibt sich infolge des 
Wegfalls der Kennzeichnungspflicht mit einem 
Prüfzeichen für die Hersteller und Importeure eine 
gewisse Vereinfachung. Diese dürfte aber insge- 
samt nicht ins Gewicht fallen, so daß die Änderun- 
gen keine nennenswerten Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, haben werden. 


B. Die einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 1 

Da die verbindliche Forderung nach Typenprüfung 
durch eine amtlich ermächtigte Stelle der Richtlinie 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. August 1983 widerspricht, wird § 2 Funk- 
StörG so abgeändert, daß gleichermaßen sowohl Ty- 
penprüfung durch eine amtlich ermächtigte Stelle 
als auch Selbstbescheinigung des Herstellers oder 
Importeurs möglich sind (Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe 
b). 

Hieraus folgt auch eine entsprechende Änderung 
von § 6 FunkStörG (Artikel 1 Nr. 2). 

Die in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a vorgesehene 
Streichung der Worte „unter Nummer 3“ ist notwen- 
dig, um in Rechtsverordnungen nach § 4 FunkStörG 
unmittelbar auf geänderte Fassungen der Anhänge 
der EG-Richtlinien Bezug nehmen zu können. 


Zu Artikel 2 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel 
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Zu Artikel 3 

Die Richtlinie der Kommission vom 18. August 1983 
fordert Maßnahmen der betroffenen Mitgliedstaa- 
ten innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe 
der Richtlinie. Die Richtlinie wurde am 18. August 
1983 der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Europäischen Gemeinschaften 
zugestellt. Für das Inkrafttreten der Gesetzesände- 
rung wurde daher der 18. Oktober 1983 vorgesehen. 
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